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LEGAL UPDATE GESUNDHEITSRECHT 
Köln, 17.07.2023 

Pflegeunterstützungs- und -entlastungsge-
setz (PUEG) – Gesetzgeberischer Schnell-
schuss mit weitreichenden Folgen 

Dr. Sebastian Schulze-Bühler 

Begleitet von großer medialer Aufmerksamkeit 
hat der Deutsche Bundestag am 26. Mai 2023 
das Pflegeunterstützungs- und -entlastungsge-
setz (PUEG) verabschiedet. Nach Billigung 
durch den Deutschen Bundesrat traten in der 
Folge mehrere Neuregelungen zur Stabilisie-
rung der sozialen Pflegeversicherung in Kraft, 
von denen sich die Politik umfangreiche Leis-
tungsverbesserungen im deutschen Pflegesys-
tem verspricht. 

I. Die wesentlichen Inhalte im Überblick 

Im Fokus der medialen Berichterstattung stand 
dabei die bereits zum 01. Juli 2023 erfolgte Er-
höhung des allgemeinen Beitragssatzes zur so-
zialen Pflegeversicherung um 0,35 Prozent-
punkte. Zudem wurde - in Umsetzung eines Be-
schlusses des Bundesverfassungsgerichtes 
aus dem Jahr 2022 - der Erziehungsaufwand 
von Eltern bei der Festlegung der Beitragssätze 
zur sozialen Pflegeversicherung stärker berück-
sichtigt und der Beitragssatz ab dem zweiten 
Kind um 0,6 Prozentpunkte gesenkt. Gleichzei-
tig erfolgte eine Anhebung des Kinderlosenzu-
schlages um 0,6 Prozentpunkte. Außerdem 
wurde die Bundesregierung dazu ermächtigt, im 

Falle einer kurzfristigen Gefährdung der Liquidi-
tät der Sozialen Pflegeversicherung den Bei-
tragssatz ohne Zustimmung des Deutschen 
Bundesrates mittels Rechtsverordnung anzu-
passen. 

Mit Wirkung zum 01. Januar 2024 werden Erhö-
hungen des Pflegegeldes, der ambulanten Pfle-
gesachleistungsbeträge sowie der Leistungszu-
schläge zur Reduktion der Eigenanteile in der 
stationären Pflege folgen. Zudem wird der An-
spruch auf Lohnersatzleistungen ausgeweitet, 
der den Betroffenen dafür gezahlt wird, dass sie 
aufgrund der Pflege von Angehörigen ihrer ei-
gentlichen beruflichen Tätigkeit nicht mehr 
nachgehen können (Pflegeunterstützungsgeld). 

Mit Wirkung zum 01. Juli 2025 werden schließ-
lich die Leistungsbeträge der Verhinderungs- 
und Kurzzeitpflege zu einem gemeinsamen 
Jahresbetrag zusammengefasst. 

II. Auswirkungen des PUEG auf den Be-
reich der außerklinischen Intensivpflege 

Im Schatten dieser medialen Berichterstattung 
brachte das PUEG - fast schon unbemerkt und 
in den Auswirkungen wohl auch unbeabsichtigt 
- auch weitreichende Änderungen im Bereich 
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der häuslichen Krankenpflege und der außerkli-
nischen Intensivpflege (vormals spezielle Kran-
kenbeobachtung) im Sinne der §§ 37, 37c SGB 
V mit sich. Bevor hierauf näher eingegangen 
wird, soll im Folgenden zunächst die vertrags-
rechtlich nicht unkomplizierte Konstellation auf-
gezeigt werden, wie sie sich vor Inkrafttreten 
des PUEG darstellte. 

1.   Situation vor Inkrafttreten des PUEG 

Verträge zwischen Krankenkassen und Pflege-
diensten wurden im Bereich der außerklini-
schen Intensivpflege bislang ausschließlich auf 
Grundlage von § 132a Absatz 4 SGB V ge-
schlossen. Die Vorschrift regelt an sich den Be-
reich der häuslichen Krankenpflege, wurde je-
doch auch als Ermächtigungsgrundlage zum 
Abschluss von Rahmen- und Ergänzungsverträ-
gen im Bereich der außerklinischen Intensiv-
pflege herangezogen. Dabei entsprach es gän-
giger Praxis, die Regelungen zur Vergütung der 
Pflegedienste in separate Vergütungsvereinba-
rungen mit eigener Kündigungsmöglichkeit aus-
zulagern. Von dieser Kündigungsmöglichkeit 
machen die Pflegedienste in stetiger Regelmä-
ßigkeit Gebrauch, um mit den Krankenkassen in 
der Folge höhere Vergütungen auszuhandeln. 

Seit dem 01. Juli 2023 können solche Verträge 
auch auf Grundlage von § 132l Absatz 5 SGB V 
geschlossen werden. Der entscheidende Unter-
schied zu § 132a SGB V bestand bislang darin, 
dass es sich bei Verträgen nach § 132l SGB V 
um Kollektivverträge handelt, die mit allen Er-
satzkassen und den Landesverbänden der übri-
gen Krankenkassen einheitlich und gemeinsam 
geschlossen werden, wohingegen Verträge 
nach § 132a SGB V auch bilateral zwischen ei-
ner (oder mehreren) Krankenkasse(n) und dem 
Pflegedienst geschlossen werden konnten. 

Ab dem 01. Juli 2024 können Verträge in die-
sem Bereich hingegen nur noch auf Grundlage 

von § 132l SGB V geschlossen werden. Das be-
deutet, dass sich die Ersatzkassen und Landes-
verbände der übrigen Krankenkassen selbst 
erst einmal auf einheitliche Qualitätsstandards, 
Stundenvergütungen und sonstige Vertragsde-
tails einigen und ein gemeinsames und einheit-
liches Vertragsmuster abstimmen müssen, be-
vor sie in die eigentlichen Vertragsverhandlun-
gen mit dem Pflegedienst einsteigen können. 
Wegen der Notwendigkeit eben dieser Abstim-
mungen sieht § 132l SGB V an sich eine Über-
gangsfrist bis zum 30. Juni 2024 vor, während-
dessen Verträge noch bilateral auf Grundlage 
von § 132a SGB V oder aber - sofern die Ab-
stimmungen in dem betroffenen Bundesland 
schon so weit fortgeschritten sind - bereits auf 
Grundlage von § 132l SGB V abgeschlossen 
werden können. Die Alt-Verträge nach § 132a 
SGB V gelten jedenfalls so lange fort, bis sie 
durch Verträge nach § 132l SGB V abgelöst 
werden, längstens jedoch bis zum 30. Juni 
2024. 

Wie sich der Gesetzgeber diesen Ablösungs-
vorgang aber konkret vorgestellt hat, bleibt un-
klar. Dass es jedoch zwingend einer Über-
gangsfrist bedarf, während derer noch bilaterale 
Vertragsschlüsse möglich sind, zeigt sich am 
Beispiel einer derzeit gekündigten Vergütungs-
vereinbarung. Denn ohne Übergangsfrist wären 
die Beteiligten nunmehr darauf angewiesen, di-
rekt einen Vertrag nach § 132l SGB V zu schlie-
ßen, obgleich die Abstimmungen zwischen den 
Ersatzkassen und Landesverbänden in dem be-
troffenen Bundesland vielleicht noch gar nicht 
abgeschlossen sind. 

2. Situation mit Inkrafttreten des PUEG 

Mit Inkrafttreten des PUEG hat sich diese Situ-
ation gänzlich verändert, weil hierdurch die Ge-
setzeslage in § 132a SGB V an die in § 132l 
SGB V angeglichen wurde. Seit dem 01. Juli 
2023 können nun auch Verträge nach § 132a 
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SGB V nur noch gemeinsam und einheitlich mit 
allen Ersatzkassen und den Landesverbänden 
der Krankenkassen als Kollektivverträge ge-
schlossen werden. 

Damit aber wird die in § 132l SGB V vorgese-
hene Übergangsfrist de facto nivelliert. Denn 
wenn nun auch die Verträge nach § 132a SGB V 
gemeinsam und einheitlich geschlossen werden 
müssen, haben die Beteiligten keine Handhabe 
mehr, vertragslose Zustände bis zur finalen Ab-
stimmung eines Muster-Kollektivvertrages nach 
§ 132l SGB V über bilaterale Verträgen abzude-
cken. 

3. Hintergründe 

Die grundsätzliche Motivation des Gesetzge-
bers zur Einführung von Kollektivverträgen mag 
nachvollziehbar sein, wollte er damit doch den 
hochsensiblen Bereich der außerklinischen In-
tensivpflege dem Wettbewerb der Krankenkas-
sen entziehen und gleiche Maßstäbe und Rah-
menbedingungen schaffen (BT-Drs. 19/19368, 
S. 38). Von dieser Motivation scheint der Ge-
setzgeber nun auch im Bereich der häuslichen 
Krankenpflege geleitet gewesen zu sein. 

Es ist aber davon auszugehen, dass der Ge-
setzgeber die damit einhergehenden Folge-
probleme nicht erkannt hat. Entweder handelte 
es sich bei dem Inkrafttreten der Neufassung 
des § 132a SGB V bereits zum 01. Juli 2023 
(und nicht erst zum 01. Juli 2024) um ein redak-
tionelles Versehen.1 Oder aber der Gesetzge-
ber hat es schlicht versäumt, jedenfalls den Be-
reich der außerklinischen Intensivpflege aus 
dem Anwendungsbereich herauszunehmen und 
eine (vergleichbar mit der in § 132l SGB V ent-
haltenen) Übergangsfrist vorzusehen, wonach 
Verträge nach § 132a SGB V bis zum 30. Juni 

                                                      

1 Hierfür spräche, dass das PUEG das Inkrafttreten der Rege-
lungen u.a. aus Artikel 6 Nummer 4 bis 7 PUEG zu einem spä-
teren Zeitpunkt als den 01. Juli 2023 vorsieht (vgl. Artikel 10 

2024 auch noch nach der alten Fassung, mithin 
bilateral, geschlossen werden können. 

Vergleichbare Probleme stellen sich auch im 
Bereich der häuslichen Krankenpflege, wohl mit 
sogar noch gravierenderen Folgen. Denn wäh-
rend die Beteiligten im Bereich der außerklini-
schen Intensivpflege grundsätzlich von der Not-
wendigkeit einer Umstellung auf Kollektivver-
träge wussten und durch das PUEG „nur“ inso-
weit überrascht wurden, als dies nun ein Jahr 
früher erfolgt als geplant, trifft die Umstellung 
die Beteiligten im Bereich der allgemeinen 
häuslichen Krankenpflege gänzlich unvorberei-
tet. 

4.   Lösungsansätze 

Vor diesem Hintergrund müsste der Gesetzge-
ber dringend tätig werden und eine Übergangs-
frist „nachschieben“, um Verträge nach § 132a 
SGB V bis zum 30. Juni 2023 noch auf Grund-
lage der alten Fassung schließen zu können. 
Wir standen mit dem Gesundheitsausschuss 
des Deutschen Bundestages bereits im Aus-
tausch. Mit einem zeitnahen Tätigwerden des 
Gesetzgebers ist angesichts der parlamentari-
schen Sommerpause jedoch nicht zu rechnen. 

Die Problematik wird jedenfalls in den Fällen et-
was abgeschwächt, in denen die gekündigten 
Verträge Fortgeltungsklauseln enthalten, wo-
nach die vereinbarte Vergütung so lange weiter 
gilt, bis sich die Parteien auf eine Folgeverein-
barung verständigt haben. Damit besteht jeden-
falls für die Zahlung der Vergütung eine hinrei-
chende vertragliche Grundlage. 

Anders sieht es aus, wenn der Pflegedienst 
nach Kündigung direkt zu Neuverhandlungen 

Absatz 4 PUEG), dabei aber ggf. Artikel 6 Nummer 7b PUEG 
(Regelungen zu § 132a SGB V) vergessen hat. 
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aufruft und infolgedessen auch ein Vergangen-
heitszeitraum vertraglich abgedeckt werden 
muss. Kündigt der Pflegedienst den Vertrag bei-
spielsweise zum 01. Juli 2023 und kann der Kol-
lektivvertrag erst nach finaler Abstimmung zum 
01. Januar 2024 abgeschlossen werden, 
müsste dieser den dazwischenliegenden Zeit-
raum dann rückwirkend miterfassen. Es ist je-
doch schwer vorstellbar, wie etwa Qualitäts-
standards für die Versorgung der Patienten, die 
von den Parteien in den Kollektivverträgen ver-
einbart werden, rückwirkend angewandt werden 
sollen. Außerdem müssten sich alle Ersatzkas-
sen und Landesverbände der übrigen Kranken-
kassen auf das Startdatum 01. Juli 2023 einigen 
können, was zumindest voraussetzt, dass keine 
Krankenkasse mit dem Pflegedienst noch einen 
laufenden (ggf. für die Krankenkasse günstige-
ren) Vertrag hat. Würde man stattdessen das 
Startdatum des Vertrages für jede Kranken-
kasse individuell festlegen, läge streng genom-
men kein „einheitlich und gemeinsamer“ Ver-
tragsschluss mehr vor. 

Deshalb bietet es sich an, die in der Vergangen-
heit liegenden Vergütungszeiträume über Kom-
pensationszuschläge abzudecken. Diese Mög-
lichkeit sehen sowohl die Bundesrahmenemp-
fehlungen zu § 132a SGB V (dort § 7 Absatz 6 
Satz 3) als auch zu § 132l SGB V (dort § 14 Abs. 

6 S. 3) vor. Wie solche Kompensationszu-
schläge aber konkret aussehen sollen, bleibt 
weithin unklar. 

4.   Handlungsempfehlungen 

Solange in dem betroffenen Bundesland noch 
kein fertiger Muster-Kollektivvertrag vorliegt, ra-
ten wir derzeit dringend davon ab, bestehende 
Verträge bzw. Vergütungsvereinbarungen vor 
dem 01. Juli 2024 zu kündigen. Dies gilt vor al-
lem dann, wenn die Kündigung lediglich dem 
Zweck dienen soll, mit den Krankenkassen für 
den Folgezeitraum höhere Vergütungen zu ver-
handeln und ansonsten keine Notwendigkeit für 
eine dauerhafte Beendigung des Vertragsver-
hältnisses besteht. Insbesondere sollte von ei-
ner Kündigung in den Fällen abgesehen wer-
den, in denen der Vertrag keine Fortgeltungs-
klausel enthält. Diese Empfehlungen gelten so-
wohl für Verträge im Bereich der außerklini-
schen Intensivpflege als auch der allgemeinen 
häuslichen Krankenpflege. 

Die haben Fragen zu den Themen allgemeine 
häusliche Krankenpflege, außerklinische Inten-
sivpflege oder grundsätzlich zu den Themen 
Healthcare, PUEG und SGB V? Dann sprechen 
Sie uns an, wir beraten Sie gern!
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Hinweis 
Dieser Überblick dient ausschließlich der allgemeinen Information und kann konkreten Rechtsrat im einzelnen Fall nicht ersetzen. Sprechen 
Sie bei Fragen bitte Ihren gewohnten Ansprechpartner bei GÖRG bzw. die Autorin Dr. Sebastian Schulze-Bühler unter +49 221 33660-284 oder 
sschulze-buehler@goerg.de an. Informationen zur Autorin finden Sie auf unserer Homepage www.goerg.de. 
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